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Global Governance unter Druck: 
Trends und Perspektiven

Die Anforderungen an die Institutionen 
globaler Politikgestaltung haben seit 
Erscheinen der letzten Ausgabe von 
Globale Trends vor drei Jahren so weit 
zugenommen, dass von einem »per-
manenten Überdruck« im System der 
internationalen Beziehungen gesprochen 
werden kann. Eine Reihe von globalen 
Erschütterungen wie die Weltfinanz- 
oder die Nahrungsmittelkrise haben 
ebenso Steuerungslücken in der globalen 
Politik deutlich werden lassen wie das 
wiederholte Scheitern der Klimaver-
handlungen. Diese Krisen sind zu einem 
guten Teil das – wenn auch nicht be-
absichtigte – Ergebnis der langjährigen 
Deregulierungspolitik, gepaart mit dem 
Versagen von Staaten und Märkten und 
ökologischem Wandel, der maßgeblich 
auf das wachstumsfixierte Entwicklungs-
modell zurückzuführen ist. 

Auf globaler Ebene hat das über Jahr-
zehnte geschürte Misstrauen gegenüber 
den Vereinten Nationen (UN) sowie 
ihre durch Blockadepolitiken aus-
gehebelte Problemlösungsfähigkeit dazu 
beigetragen, den institutionalisierten 
Multilateralismus auszuhöhlen. Zen-
trale Zukunftsfragen wie die Reduktion 
von Treibhausgas-Emissionen oder 
die Umstellung der globalen Energie-
versorgung auf erneuerbare Energien 
bleiben somit ungelöst. Denn die Phase, 
in der ein Hegemon wie in der Ära des 
Bretton-Woods-Systems »wohlwollend« 
Gemeinschaftsgüter zur Verfügung 
stellte, ist schon lange Vergangenheit. 
Stattdessen wird versucht, den »Über-
druck im System« durch die Verlagerung 

in sektorale, also thematisch spezialisier-
te Foren sowie durch eine Vielzahl von 
alternativen Formen globalen Regierens 
jenseits der etablierten multilateralen 
Institutionen zu mildern.

Die daraus resultierende Fragmen-
tierung globaler Politikgestaltung ver - 
bunden mit einer Proliferation von 
inter- und transnationalen Foren führt 
zu einer »neuen Unübersichtlichkeit« 
der internationalen Beziehungen und 
verstärkt tendenziell die Ungleichge-
wichte zwischen den Akteuren, da nur 
die mächtigeren unter ihnen – darunter 
eine wachsende Gruppe aufsteigender 
Länder – in der Lage sind, diese kom-
plexe Klaviatur zu bespielen. Zugleich 
bietet die zunehmende Multipolarität im 
System Chancen für neue Allianzen, die 
sich nicht mehr allein an den Kriterien 
klassischer Machtpolitik orientieren 
(müssen).

Die Rolle des Staates scheint dabei 
einem langfristigen Wandlungsprozess 
unterzogen, der sich auch in einem sich 
verändernden Souveränitätsverständnis 
nach innen wie nach außen zeigt. Gesell-
schaftliche Protestbewegungen wehren 
sich zunehmend gegen die mangelnde 
Bereitstellung nationaler wie globaler 
Gemeinschaftsgüter durch die Politik 
sowie ihr Versagen gegenüber den domi-
nierenden Marktkräften. Die wachsen-
den Mittelschichten in vielen Entwick-
lungsländern sind dabei eine zentrale 
Kraft. Technische Errungenschaften wie 
das Internet bieten neue Chancen auf 
politische Teilhabe sowie transnationale 
Vernetzung und Öffentlichkeit. Zugleich 
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wird die Steuerungsfähigkeit staatlicher 
Akteure durch die Gefahren neuer Tech-
nologien vor gänzlich neue Herausforde-
rungen gestellt (Cyber-Sicherheit). 

Die eingangs skizzierten Großbau-
stellen globaler Politikgestaltung machen  
allesamt deutlich, dass das westlich 
geprägte Wirtschafts- und Fortschritts-
modell keine globale Orientierung 
geben kann – und dass gerade auch 
die etablierten Industrieländer um-
steuern müssen. Die Begrenztheit 
unserer natürlichen Ressourcen und die 
vielfach bereits ausgereizte Belastungs-
fähigkeit unserer Ökosysteme, ein-
schließlich der Atmosphäre, lassen ein 
»Weiter so« nicht zu. Auf nationaler wie 
internationaler Ebene hat deshalb eine 
breite Debatte darüber begonnen, wie 
Wohlstand und Wohlergehen auch mit 
Blick auf nachfolgende Generationen 
definiert werden sollen. Bei der Vielzahl 
an Vorschlägen und Modellen scheint 
eines festzustehen: Das Bruttonational-

einkommen (BNE) hat als alleiniger 
Indikator für Reichtum und Fortschritt 
ausgedient. Wie jedoch nachhaltige 
Entwicklungsziele aussehen könnten, ist 
umstritten. Vorausschauende Politik-
gestaltung muss zudem mögliche künfti-
ge Krisenszenarien berücksichtigen und 
Vorsorge treffen, dass diese nicht zur 
Realität bzw. absehbare Folgewirkungen 
abgemildert werden. 

Die Autorinnen und Autoren der 
vorliegenden Ausgabe von Globale 
Trends haben sich mit den hier nur kurz 
angerissenen Entwicklungen intensiv 
auseinandergesetzt und diese mit Daten 
und Fakten untermauert. Im Folgenden 
wollen wir auf einige wesentliche 
sektorübergreifende Trends hinweisen. 
Wir stellen zudem die Frage nach den 
künftigen Zielsetzungen globaler Politik. 
Abschließend folgt ein Ausblick auf die 
Perspektiven globaler Problemlösung 
vor dem Hintergrund politisch-kulturel-
ler Differenzierung.

Globale Trends in den Strukturen des Regierens

Die Fragmentierung globalen 
 Regierens und ihre Folgen

Multipolarität, polyzentrische sek-
torale Weltordnungen und Formen 
»informellen Regierens« kennzeichnen 
die gegenwärtige Struktur von Global 
Governance. Die Bearbeitung globaler 
Probleme wird zunehmend sektoral 
von wechselnden Akteurskoalitionen 
organisiert, die neben Staaten und 
internationalen Organisationen auch 
Netzwerke, Un ternehmen, private 
Stiftungen und nichtstaatliche Akteure 
umfassen. Die Zunahme informellen 
Regierens hat Gründe: So ist der 

institutionalisierte Multilateralismus 
in einigen Handlungsfeldern von 
Blockaden geprägt. Der Klimawandel 
wie auch die zögerliche Reaktion auf die 
Weltfinanzkrise sind nur die promi-
nentesten Beispiele. Die Ursachen sind 
vielgestaltig. Mitunter ist es schlicht die 
hohe Zahl an Beteiligten, die Konsens-
bildungsprozesse so schwierig machen. 
In einer Zeit, da neben BRICS (Brasilien, 
Russland, Indien, China, Südafrika) wei-
tere Schwellenländer wie die »Nächsten 
11 Länder« (N-11) ihre Stimme erheben 
und sich nicht mehr hegemonialen An-
sprüchen auf globaler bzw. regionaler 
Ebene einordnen, führt dies zu über-
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komplexen Aushandlungsprozessen, 
bei denen potenzielle Veto-Akteure 
tendenziell in Vorteil geraten und selbst 
fortgeschrittene Verhandlungsergebnisse 
unterminieren können.

Ein Weiteres kommt hinzu: Die 
bestehenden multilateralen Formate 
sind noch nicht hinreichend justiert 
in einer Weise, die gerade den auf-
strebenden Staaten eine angemessene 
Partizipation ermöglichen könnte. Um 
dem ständig wachsenden Problem-
druck dennoch begegnen zu können, 
experimentieren staatliche wie nicht-
staatliche Akteure mit vielfältigen 
Formen globaler Politikgestaltung, die 
sich zumeist durch einen exklusiven 
Charakter oder neuartige Akteurs-
konstellationen auszeichnen und die 
eine immer stärkere Fragmentierung 
globalen Regierens zur Folge haben. 
Vor allem Club-Modelle haben an 
Bedeutung gewonnen [vgl. Beitrag 
Informalisierung der Weltpolitik?]. Diese 
exklusiven, teils auf begrenzte Zeit und 
mit einem einzigen Ziel angelegten, teils 
aber auch auf Dauer ausgerichteten Zu-
sammenschlüsse von Staaten zeichnen 
sich durch ihre Informalität und Fle-
xibilität aus. Sie können dabei durch-
aus auf Grundstrukturen aufbauen wie 
die G7/8 und nun die G20, die einen 
festen Kern von Teilnehmern haben, 
die Partizipation aber situationsadäquat 
anpassen. Ihre Informalität kann, muss 
aber nicht von Dauer sein. So haben 
sich aus dem G8-Zusammenhang der 
Global Fund to Fight AIDS, Tuberculosis 
and Malaria oder die Extractive Industry 
Transparency Initiative (EITI) entwickelt.

Ob diese Entwicklungen letzten 
Endes zu wirksamerer Problemlösung 
führen, ist strittig. Unbestreitbar ist, 
dass das UN-System in zahlreichen 
Bereichen sowohl seine Koordinations- 

als auch seine Steuerungsfunktion 
eingebüßt hat und in vielen Feldern – 
so etwa bei der globalen Gesundheits-
politik – auch nicht mehr zentral bei 
der Mobilisierung und Verteilung von 
Ressourcen ist. Tendenziell wird Einhei-
ten, die im UN-System angesiedelt sind, 
aufgrund ihrer Teilhabemechanismen 
und Verfahrensregeln eine höhere Legi-
timität zugeschrieben. Freilich können 
diese Aspekte durch nennenswerte 
Erfolge (output) kleinerer, eher club-
artig organisierter Modelle ausgeglichen 
werden. Allerdings haben diese bislang 
nur selektiv den Anschein von Output-
Legitimität herstellen können, so dass 
die Gemengelage hier durchaus noch 
unübersichtlich ist. Hinsichtlich der 
Zielerreichung können Clubs in der 
Regel eine gute Bilanz aufweisen. Frag-
lich ist allerdings, ob diese Wirksam-
keit der Zusammenarbeit tatsächlich 
der globalen Problemlösung dient oder 
nicht eher einer einvernehmlichen 
Sicherung von Partikularinteressen.

Die Fragmentierung globalen Re-
gierens kann Chancen eröffnen: So ist 
die Initialzündung für einen wirksame-
ren Internationalen Währungsfonds in 
der Finanzkrise seit 2007/08 maßgeblich 
von den G20 ausgegangen. Umgekehrt 
hat es die Millennium Declaration der 
UN-Generalversammlung geschafft, 
private Stiftungen, Nichtregierungsorga-
nisationen, Staaten und multilaterale 
Organisationen anzutreiben, sich in 
neuartigen Public Private Partnerships 
drängenden Herausforderungen der 
Armutsbekämpfung zu stellen. Zugleich 
birgt aber ein »Weltregieren à la carte« 
erhebliche Risiken. Zunächst ent-
stehen durch das häufige Wechseln der 
Formate sowie die parallele Behand-
lung von Themen in verschiedenen 
Zusammenhängen erhebliche Trans ak-
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tions- und Kommunikationskosten. Die 
stellenweise »ausfransenden« Mandate 
und Funktionen von Institutionen und 
Clubs erschweren eine arbeitsteilige 
Spezialisierung ebenso wie ein sektor-
übergreifendes koordiniertes Vorgehen. 
Zweitens begünstigt die Konstellation 
ein forum shopping, bei der die Akteure 
immer wieder nach der Institution mit 
der für sie günstigsten Lösung suchen. 
Dass dies zu suboptimalen Lösungen 
für öffentliche Güter, zu erheblichen 
Zeitverzögerungen oder schlicht einem 
»Tot-Debattieren« von Fragen führen 
kann, liegt auf der Hand.

Versagen sowohl globale Organisa-
tionen und Regime als auch horizontale 
Netzwerke in Kernfragen menschlicher 
Zukunftssicherung, kann die Alternative 
riskant sein. Denn dann liegt eine Rück-
kehr klassischer Macht- und Einfluss-
politik nahe. Genau dies ist im Feld der 
Energiesicherheit zu beobachten – und 
auch der Trend zur maritimen Auf-
rüstung zeigt, dass sich Staaten in Kern-
fragen ihres Überlebens letztlich nicht 
darauf verlassen, dass auf multilateraler 
Ebene Normen vereinbart, umgesetzt 
und Regelbrechung auch sanktioniert 
wird. Dramatisch könnten die Folgen 
fehlender multilateraler Bindewirkung 
zudem in einem Feld werden, das für 
das Überleben des Planeten längst zu 
einem entscheidenden Thema geworden 
ist: die Nutzung fossiler Energieträger, 
die maßgeblich zur Erderwärmung 
beitragen.

So könnte im kommenden Jahrzehnt 
auf dem zentralen Feld von Energiever-
sorgung und  -nutzung eine verschärfte, 
durch militärische Mittel untermauerte 
Konkurrenz um Zugänge zu Rohstoffen 
mit einem Stillstand bei der Reduktion 
klimaschädlicher Emissionen einher-
gehen [vgl. Beitrag Erdölressourcen als 

Machtmittel]. Kooperation wird hier 
nur gelingen, wenn sie unter verläss-
lichen Rahmenbedingungen erfolgt [vgl. 
Beitrag Fünfundzwanzig Jahre Welt-
klimapolitik]. Informelle Foren können 
Debatten anstoßen und den Boden für 
Entscheidungen bereiten. Am Ende 
des Tages jedoch werden Kernfragen 
globalen Überlebens wohl nur über 
Institutionalisierung und im Rahmen 
eines inklusiven Multilateralismus be-
arbeitbar sein. 

Rückkehr des Staates, aber mit 
einem veränderten Souveränitäts­
verständnis

Die Krisen der zurückliegenden Jahre 
haben gezeigt, dass der in den 1980er 
Jahren besonders schrill vorgetragene 
und seit Ende der 1990er Jahre mo-
dulierte Abgesang auf den Staat ein 
Irrweg war. Gerade komplexe Krisen-
steuerung bedarf eines funktionsfähi-
gen Staates, der als Kerneinheit den 
hohen Anforderungen globalisierter 
Politikgestaltung gerecht werden 
muss. Internationale Organisationen, 
Politiknetzwerke, Clubs und sektor-
spezifische Akteurskoalitionen sind 
zur Abstimmung, Normbildung und 
ggf. Verrechtlichung bedeutsam. Doch 
wenn politische Entscheidungsträger 
nicht in der Lage sind, hier angemessen 
mitzuwirken, sich in die Debatten ein-
zubringen, aber auch Vereinbarungen 
auf nationaler Ebene umzusetzen, 
läuft Global Governance ins Leere [vgl. 
Beitrag Moderne Sklaverei]. Auch wenn 
die Rolle nichtstaatlicher und privater 
Akteure bei der Bereitstellung nationa-
ler und globaler Güter und als Geber in 
der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) 
in den letzten Jahren gestiegen ist, darf 
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nicht verkannt werden, dass der Staat 
über seine Steuerhoheit immer noch 
der zentrale Akteur bei der Ressourcen-
mobilisierung für öffentliche Aufgaben 
ist.

Diese Rückkehr des Staates darf aber 
nicht verwechselt werden mit einer 
Rückkehr hergebrachter Staatsvorstel-
lungen. Vielmehr hat sich Staatlichkeit 
empirisch geändert und wird heute 
normativ neu eingeordnet. Staaten 
haben heute weitaus durchlässigere Au-
ßengrenzen – nicht nur hinsichtlich des 
Güteraustauschs oder grenzüberschrei-
tender Umweltbelastungen, sondern 
gerade auch mit Bezug auf Menschen 
und Ideen. Staaten sind eingebunden 
in vielschichtige Formen geteilter 
Souveränität [vgl. Beitrag Staatliche 
Souveränität im Wandel]. In zahlreichen 
Politikbereichen geht es nicht mehr um 
die eigene Regelsetzung, sondern um die 
Frage, wie diese global mitgestaltet und 
national umgesetzt werden kann. Dabei 
ist staatliches Handeln vermehrt auf 
Partnerschaften angewiesen. Autoritative 
Vorgaben bleiben bedeutsam. Wichtiger 
wird jedoch Lernfähigkeit und das 
Organisieren kooperativer Problemlö-
sungen. Staaten beschreiten hier jedoch 
auch einen schmalen Grat. Denn das 
Sich-Einbringen in kollektive zwischen-
staatliche Formen des Regierens, das 
bereits teilweise – insbesondere im 
Kontext der europäischen Integration – 
zu Souveränitätsabgaben geführt hat, 
kann zu innenpolitischer Delegitimation 
führen, weil Diskrepanzen zwischen 
(gefühlter) politischer Repräsentation 
und den Orten auftreten können, an 
denen kollektiv bindende Entscheidun-
gen getroffen werden.

Nicht zuletzt sind Staaten heute 
 stärker denn je ihren Bürgern ver-
pflichtet, was dazu geführt hat, dass die 

»Firewall« des Nichteinmischungsgebots 
löchrig geworden ist. Besonders deutlich 
zeigt sich dies an der »Schutzverant-
wortung«, die mit Bezug auf gröbste 
Menschenrechtsverletzungen Souverä-
ni tät nicht mehr allein als  Abwehrrecht, 
sondern primär als Verpflichtung 
gegenüber der eigenen Bevölkerung 
interpretiert [vgl. Beitrag Militärische 
Interventionen in Krisen und Gewaltkon-
flikte nach 1990]. Die durch das Internet 
rasant vorangetriebene Verbreitung 
von Informationen, die entsprechenden 
Forderungen nach Transparenz und die 
weltweiten Rufe nach Demokratisierung 
zeigen zudem: Staaten, die sich derzeit 
weitgehend durch ihren Leistungsoutput 
legitimieren, müssen diese Phase nutzen, 
um auch die absehbaren negativen 
Zyklen bei Wachstum und Wohlfahrt 
einzubeziehen. In den vorhersehbaren 
Phasen der Stagnation und Krise, die 
auch die Aufsteiger betreffen werden, 
kann Legitimität nur gewährleistet 
werden, wenn vermehrt Teilhabe und 
verlässliche rechtsstaatliche Verfahren 
etabliert werden.

Neue Antriebskräfte für Demokrati­
sierung – ohne Erfolgsgarantie

Die Anzahl demokratisch verfasster 
Staaten hat in den letzten beiden 
Jahrzehnten stetig zugenommen [vgl. 
Beitrag Demokratisierung, Reautokrati-
sierung und internationale Demokratie-
förderung]. Nach den Demokratisie-
rungswellen in Lateinamerika in den 
1980er Jahren sowie in Mittel- und Ost-
europa in den 1990er Jahren entstanden 
auch im Kaukasus, in Asien und zuletzt 
im arabischen Raum oppositionelle Be-
wegungen, die demokratische Reformen 
in ihren Ländern forderten. In der Folge 
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wurden bereits in einigen Staaten Nord-
afrikas wie Tunesien und Ägypten nach 
dem jeweiligen Regimewechsel Wahlen  
abgehalten. 

Insbesondere im Kontext des »Ara-
bischen Frühlings« entstand eine leb-
hafte Debatte über die Rolle von neuen 
sozialen Medien und der Mittelschichten 
als Katalysatoren und Antriebskräfte 
für Demokratisierung. Ein Zusammen-
hang zwischen ökonomischer Un-
zufriedenheit von Mittelschichten 
und dem Wunsch nach politischen 
Reformen lässt sich in zahlreichen 
Fällen nachweisen [vgl. Beitrag Mittel-
schichten als Antriebskraft politischer 
Umbrüche?]. Finden gut ausgebildete 
Teile der Bevölkerung keine adäquaten 
Beschäftigungsmöglichkeiten, durch die 
sie auch materiell abgesichert werden, 
steigt die Bereitschaft, sich für einen 
Regimewechsel in Richtung Demokratie 
zu engagieren, die mehr politische Teil-
haberechte und wirtschaftliche Möglich-
keiten zu versprechen scheint. 

Die Bedeutung digitaler Medien für 
politische Mobilisierung wird hin-
gegen sehr kontrovers diskutiert [vgl. 
Beitrag Revolution 2.0?]. Nach einer 
anfänglichen Euphorie über die 
»Facebook-Revolutionen« in Tunesien 
und Ägypten werden zunehmend auch 
kritischere Stimmen laut, die dar-
auf verweisen, dass die Rolle neuer 
sozialer Medien und des Internets für 
politischen Wandel überschätzt wurde 
und Umbruchsituationen wesentlich 
auch durch herkömmliche Leitme-
dien wie Fernsehen oder Zeitungen 
befördert werden. Faktisch findet 
eine Verschränkung von neuen und 
traditionellen Medien in der Verbreitung 
von Informationen statt. Gleichzeitig 
nutzen aber auch repressive Regime die 
Möglichkeiten, die ihnen das Internet 

oder die neuen sozialen Medien zur Ver-
fügung stellen, oder sie versuchen, diese 
zu kontrollieren und zu unterdrücken.

Der langfristige Erfolg der unter-
schiedlichen Umbruchprozesse ist 
keinesfalls garantiert. Selbst wenn 
demokratische Strukturen aufgebaut 
und entsprechende Verfahren etabliert 
werden, bedeutet dies noch lange nicht, 
dass sich politische Eliten auch an de-
mokratische Spielregeln halten. Jüngere 
Entwicklungen in der Ukraine oder auch 
in Russland zeigen, dass die Abhaltung 
von Wahlen nicht mit einem funktio-
nierenden parlamentarischen oder prä-
sidentiellen System und der Einhaltung 
von Gewaltenteilung, Rechtsstaatlich-
keit sowie der Garantie politischer und 
bürgerlicher Grundrechte gleichzusetzen 
ist. Solange demokratische Regeln kein 
integraler gesellschaftlicher Wert sind, 
besteht die Gefahr, dass der Umbruch 
auf eine »Imitation« von Institutionen 
und demokratischen Verfahren be-
schränkt bleibt.

Auch externe Unterstützung durch 
internationale Demokratieförderung 
weist bestenfalls eine gemischte 
Bilanz auf. Erfolg oder Misserfolg von 
Demokratisierungsprozessen hängen 
in der Regel von einer Reihe interner 
und externer Bedingungen ab, auf die 
einzelne Maßnahmen von außen nur 
sehr begrenzt Einfluss nehmen können. 
Ein entscheidender Faktor für eine lang-
fristige demokratische Stabilisierung ist, 
dass die positiven Effekte, die sich breite 
Bevölkerungsschichten und »staatstra-
gende« Eliten von einer demokratischen 
Regierungsform versprechen, auch 
tatsächlich eintreten.

Bemerkenswert ist in diesem Zu-
sammenhang, dass die Ziele der 
Demokratiebewegungen im arabischen 
Raum vorrangig wirtschaftlicher 
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und sozialpolitischer Natur sind, mit 
Demokratie also der Wunsch nach 
materieller Grundsicherung und dem 
Abbau von Ungleichheiten verbunden 
wird [vgl. Beitrag Mittelschichten als An-

triebskraft politischer Umbrüche?]. Beides 
sind zentrale Leistungen demokratischer 
Systeme, in denen die »alten« westlichen 
Demokratien in den letzten Jahren 
deutliche Defizite aufweisen.

Neujustierung der Zielsetzungen globaler Politik

Auf dem Weg zu globalen 
 Entwicklungszielen

Armut, vermeidbare Todesfälle durch an 
und für sich behandelbare Krankheiten, 
Umweltveränderungen, Klimawandel, 
Verwerfungen im globalen Finanzsys-
tem – die Liste der Aufgaben, die global 
bearbeitet werden müssen, ist lang. 
Zunehmend wächst das Bewusstsein, 
dass auch Konzepte von sozialem Fort-
schritt künftig global gedacht werden 
müssen. Denn obwohl die Zahl der 
Armen regional in unterschiedlichem 
Ausmaß reduziert werden konnte, ha-
ben sich die Ungleichheiten zwischen 
und innerhalb von Gesellschaften in 
den letzten Jahrzehnten vergrößert 
[vgl. Beitrag Was kommt nach den 
MDGs?]. Dies ist einerseits auf veränder-
te Arbeits- und Gesellschaftsstrukturen 
in Industrieländern zurückzuführen, 
in denen aber auch die Finanz- und die 
Staatsschuldenkrise der letzten Jahre 
teilweise deutliche Spuren hinterlassen 
haben. Andererseits bildet sich im Zuge 
der wirtschaftlichen Entwicklung der 
aufstrebenden Ökonomien, die nun zu 
Ländern mittleren Einkommens gezählt 
werden, eine stetig wachsende Mittel-
schicht heraus, während große Teile der 
Bevölkerung – und hier ist China ein 
herausragendes Beispiel – weiterhin in 
Armut verbleiben.

Hinzu kommt, dass es auch 40 Jahre 

nach der ersten UN-Konferenz über 
die menschliche Umwelt in Stockholm 
und dem Erscheinen des im Auftrag 
des Club of Rome erstellten Berichts 
Die Grenzen des Wachstums (Meadows 
et al. 1972) nicht gelungen ist, das 
Wirtschaftswachstum vom Anstieg der 
CO2-Emissionen zu entkoppeln [vgl. 
Beitrag Globale Energiewende]. Zudem 
erhöht sich aufgrund des Anstiegs der 
Weltbevölkerung und der Umstellung 
von Ernährungsgewohnheiten der Aus-
stoß anderer Treibhausgas-Emissionen 
wie Methan durch vermehrten Reis-
anbau und Ausweitung der Viehzucht. 
Damit verbunden ist auch ein Land-
nutzungswandel mit steigendem Anbau 
von landwirtschaftlichen Gütern zur 
Energieerzeugung und zum Ausbau der 
Viehzucht mit vielfältigen, auch negati-
ven Folgen sowohl für die Betroffenen 
als auch für die Ernährungssicherheit 
und die Umwelt [vgl. Beiträge Ernäh-
rungssicherung und Landnutzungswandel 
und Konflikte]. Dies zeigt eindrücklich, 
dass das westliche, auf fossilen Ener-
gien basierende Wirtschaftsmodell mit 
den damit verbundenen Lebensstilen 
kein globales Modell sein kann und 
gerade auch im Bereich der zuneh-
mend agro-industriell ausgerichteten 
Landwirtschaft ein Umsteuern erfor-
derlich ist. Vom Menschen verursachte 
Umweltveränderungen seit Beginn der 
Industrialisierung haben dazu geführt, 
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dass bestimmte biophysische Grenzen 
der Belastbarkeit des Erdsystems be-
reits überschritten wurden (Rockström 
et al. 2009). 

20 Jahre nach der Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung (United Nations Conference 
on Environment and Development, 
UNCED) müssen die zwischenzeitlich 
teilweise getrennten Diskussionen um 
Nachhaltigkeit und Entwicklung wieder 
zusammengeführt werden. Globale 
Nachhaltigkeit ist der zentrale Maß-
stab, an dem sich Politik zur Zukunfts-
sicherung ausrichten muss. Ob dies 
durch die Rio+20-Konferenz hinrei-
chend geleistet werden kann, erscheint 
zurzeit eher fraglich. Dennoch signali-
siert die Konferenz im Juni 2012 in Rio 
de Janeiro den Beginn eines Prozesses 
des Umdenkens, wie bereits die gesell-
schaftlichen Debatten im Vorfeld gezeigt 
haben (Martens 2012, S. 8 f.).

Der Wandel zur green economy, einem 
umweltverträglichen Wirtschaften, das 
vom Umweltprogramm der Vereinten 
Nationen (UNEP), aber auch von 
der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD) propagiert wird (UNEP 2011; 
OECD 2011), kann dabei nur ein Bau-
stein sein. In vielen Branchen ist eine 
ressourcenschonende Produktion bereits 
über die letzten Jahrzehnte vorangetrie-
ben worden. Einer gestiegenen Effizienz 
im Ressourcenverbrauch stehen jedoch 
höhere Stückzahlen in der Produktion 
und ein höherer Verbrauch durch 
steigende Bevölkerungszahlen  entgegen. 
Insbesondere was den Ausstoß an 
CO2-Emissionen anlangt, kann nur eine 
»Energiewende« weg von fossilen Ener-
gieträgern hin zu erneuerbaren Energien 
den entscheidenden Schritt zu einem 
nachhaltigen Entwicklungspfad bringen 

[vgl. Beitrag Globale Energiewende]. 
Daher wird die künftige Energiepolitik 
Deutschlands nach dem proklamierten 
Ausstieg aus der Atomenergie und dem 
Willen zur stärkeren Förderung erneuer-
barer Energien weltweit aufmerksam 
verfolgt.

Allerdings basiert auch eine green 
economy auf der Vorstellung von Wirt-
schaftswachstum, durch das neue Ar-
beitsplätze geschaffen werden sollen, was 
zu Armutsreduzierung und zum Abbau 
sozialer Ungleichheiten führen soll. Dem 
steht der bereits zitierte Befund ent-
gegen, dass sich gerade in Ländern mit 
hohen Wirtschaftswachstumsraten in 
den letzten Jahren die Schere zwischen 
armen und reichen Bevölkerungsschich-
ten weiter geöffnet hat. Zudem wird 
immer lauter gefordert, sozialen Fort-
schritt und Wohlstand nicht allein am 
Bruttonationaleinkommen zu bemessen. 
Wirtschaftswachstum steht immer 
noch im Zielkonflikt mit ökologischer 
Nachhaltigkeit und gesellschaftlichem 
Wohlergehen, das alle sozialen Grup-
pen umfasst. Weltweit wird daher eine 
Reihe neuer Indikatoren zur Messung 
von Wohlstand diskutiert, die auch 
subjektive Einschätzungen einbeziehen 
und die Vorstellung relativieren, ein 
»Mehr« führe immer auch zu größe-
rem Wohlbefinden (vgl. Martens 2012, 
S. 33 ff.). Bislang zeichnet sich hier zwar 
noch kein Konsens ab, wodurch das 
BNE ersetzt werden könnte, dennoch 
ist allein der Diskussionsprozess, der 
sowohl auf nationaler wie auch interna-
tionaler Ebene angestoßen wurde, als 
positives Signal zu werten, ernsthaft 
über neue Fortschrittsindikatoren und 
damit verbundene Entwicklungsziele 
nachzudenken [vgl. Beitrag Was kommt 
nach den MDGs?].

Dabei geht es auch um gemeinsame 
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Interessen und geteilte Verantwort-
lichkeiten aller Staaten, was impliziert, 
dass der bisherige Gegensatz zwischen 
Entwicklungs- und Industrieländern, 
dem »entwickelten Norden« und dem 
»unterentwickelten Süden« aufgegeben 
wird. Dies entspricht den tatsäch-
lichen weltpolitischen Gegebenheiten, 
nach denen »der Süden« kein mono-
lithischer Block mehr ist – wenn er 
dies denn je war. Die Interessen der 
aufstrebenden Ökonomien sind nicht 
deckungsgleich mit denjenigen der 
am wenigsten entwickelten Länder. 
Ohne die aufstrebenden Ökonomien 
ist die effektive Bearbeitung zahlreicher 
Probleme, allen voran des Ausstoßes 
von Treibhausgas-Emissionen, nicht 
denkbar [vgl. Beitrag Fünfundzwanzig 
Jahre Weltklimapolitik]. Zugleich 
zeigt gerade der Klimawandel, dessen 
Hauptverursacher – zumal historisch 
betrachtet – die Industrieländer sind, 
einmal mehr die Verantwortlichkeit des 
Nordens für die Rahmenbedingungen, 
unter denen sich der globale Süden 
entwickelt. Diese »neuen Realitäten« 
sind der Ausgangspunkt für die Emp-
fehlungen zu nachhaltigen Entwick-
lungszielen (Sustainable Development 
Goals, SDGs), die eine von UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki-moon eingesetzte 
Expertengruppe zur globalen Nach-
haltigkeit (High-level Panel on Global 
Sus tain abili ty) im Januar 2012 in ihrem 
Bericht Resilient People, Resilient Planet 
veröffentlichte. Die Expertengruppe 
formuliert allerdings keine Liste kon-
kreter Ziele, sondern schlägt eine Reihe 
von Prinzipien vor, an denen sich die 
weitere Erarbeitung konkreter Ziele 
orientieren soll (High-level Panel on 
Global Sustainability 2012, S. 72 f.). Dies 
ist auch Ausdruck der Erkenntnis, dass 
»Entwicklung« vor dem Hintergrund 

politisch-kultureller Differenzierung 
gedacht werden muss. Demzufolge 
müssen Entwicklungsherausforde-
rungen, vor denen Industrieländer 
und ihre sozioökonomischen Systeme 
stehen und deren Entwicklungsmodelle 
nicht in globalem Maßstab umsetzbar 
sind, genauso berücksichtigt werden 
wie die sozioökonomischen Problem-
lagen von Schwellen- und Entwick-
lungsländern. 

Krisenvorsorge: Bedeutung erkannt, 
Umsetzung noch in den Anfängen

Ein weiteres zentrales Thema, das im 
Titel des Berichts des High-level Panel 
on Global Sustainability zum Ausdruck 
kommt, ist die »Widerstandsfähigkeit« 
von Mensch und Umwelt, den vielfäl-
tigen Belastungen zu begegnen, denen 
sie ausgesetzt sind. Das Jahr 2011 war 
das Jahr mit den höchsten materiellen 
Schäden durch Naturkatastrophen, die 
Zahl der Toten erreichte allerdings trotz 
des Erdbebens mit dem nachfolgenden 
Tsunami in Japan nicht die hohen 
Opferzahlen des Jahres 2010, das durch 
eine extrem hohe Anzahl von Schadens-
ereignissen geprägt war [vgl. Beitrag Die 
Bewältigung von Naturkatastrophen]. 
Aufgrund der gut ausgebauten und tech-
nisch hochwertigen Infrastrukturen sind 
die materiellen Schäden in Industrielän-
dern in der Regel höher als in Entwick-
lungsländern, die jedoch im Falle von 
Naturkatastrophen mehr Todesfälle zu 
beklagen haben und aufgrund der gerin-
gen Wirtschaftsleistungen ökonomische 
Schäden viel schwerer verkraften 
können. Dies ist Folge mangelnder Be-
wältigungs- und Anpassungskapazitäten, 
weshalb Bevölkerungen in ärmeren Län-
dern verwundbarer sind als in reicheren 
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Ländern. Auch die Auswirkungen der 
Nahrungsmittelkrise 2007/08 haben ge-
zeigt, dass insbesondere Bevölkerungen 
in den am wenigsten entwickelten 
Ländern, die zudem unter mangelhaft 
funktionierenden Märkten, einer nied-
rigen landwirtschaftlichen Produktivität, 
unbearbeiteten Folgen von Umweltzer-
störung, Verschuldung und schlechter 
Regierungsführung leiden, besonders 
von Krisen betroffen sind [vgl. Beitrag 
Ernährungssicherung]. 

Die Häufung der Krisen im letzten 
Jahrzehnt belegt, wie sehr zahlreiche 
Bereiche unseres modernen »globali-
sierten« Lebens durch immer stärkere 
Vernetzung, zunehmende Interdepen-
denzen und immer höhere Komplexität 
gekennzeichnet sind. Im Falle von 
Naturkatastrophen oder auch als Folge 
menschlichen Handelns wie beispiels-
weise bei der Finanzkrise kann die Funk-
tionsfähigkeit zentraler Systeme wie des 
Finanz- oder des Transportwesens, der 
Informations- und Telekommunikations-
systeme oder auch des Gesundheits-
wesens gefährdet sein. Insbesondere 
gegen diese Form der Risiken, die 
als »systemisch« bezeichnet werden, 
müssen Vorsorge- und Anpassungs-
maßnahmen ergriffen werden, um 
das Wohlergehen und langfristig – 
etwa was die möglichen Folgen eines 
Klimawandels anlangt – das Überleben 
der Menschheit zu sichern [vgl. Beitrag 
Systemische Risiken]. Naturkatastrophen 
und Krisen lassen sich nicht gänzlich ver-

meiden, weshalb es wichtig ist, besonders 
verwundbare Gesellschaften oder Teile 
von Gesellschaften wie marginalisierte 
Gruppen zu identifizieren, um gezielt 
deren Widerstands- und Anpassungs-
kapazitäten zu verbessern.

Allmählich beginnt sich auch auf 
internationaler Ebene die Erkenntnis 
durchzusetzen, dass sich vorausschau-
ende Politik am Prinzip der Vorsorge 
und Krisenprävention orientieren 
muss. Doch die praktischen Hürden 
sind hoch. So lässt sich der Erfolg einer 
Politik der Krisenvorsorge kaum messen. 
Zudem sind umfassende Handlungs-
ansätze notwendig, die nicht nur wie 
beim Konzept von globaler Nachhaltig-
keit unterschiedliche Handlungsbereiche 
unter einer spezifischen Zielvorstellung 
vereinen. Erforderlich ist auch eine 
Verschränkung der unterschiedlichen 
Handlungsebenen global, national 
und lokal, um nicht nur die jeweils 
Betroffenen besser an der Formulie-
rung von Politik zu beteiligen, sondern 
auch arbeitsteilig die Fähigkeiten und 
Ressourcen der jeweiligen Handlungs-
ebenen besser zu nutzen. Die Gefahr, 
dass über diese unterschiedlichen Hand-
lungsebenen hinweg das Phänomen 
der »Verantwortungsdiffusion« auftritt, 
ist sehr hoch. Dem kann nur dadurch 
begegnet werden, dass allen Akteuren, 
staatlichen wie nichtstaatlichen, auf 
den verschiedenen Ebenen spezifische 
Formen von Rechenschaftspflicht auf-
erlegt werden (Heßelmann 2011).
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Die Machtverhältnisse in Weltwirt-
schaft und -politik haben sich mit dem 
Ende des »kurzen 20. Jahrhunderts« 
(Hobsbawm 1998) nachhaltig verscho-
ben, die Dominanz westlicher Staaten 
schwindet. Dass diese Verschiebungen 
tiefgreifende Auswirkungen auf das 
internationale System, die globalen 
Ordnungsmuster und die Leistungs-
fähigkeit und Legitimation globalen 
Regierens haben, ist nicht mehr von 
der Hand zu weisen. Doch welche 
Ordnungsmuster und politischen 
Kulturen die Weltgesellschaft des 21. 
Jahrhunderts prägen werden, ist völlig 
offen. Dass neue Mächte wie China, 
Indien und Brasilien die Globalisierung 
zunehmend prägen, ist heute fast schon 
zum Allgemeinplatz geworden. Noch 
weniger stark bemerkt, aber dauerhaft 
und möglicherweise mit vergleichbarer 
Wirkung, positionieren sich weitere 
Staaten mit nennenswerter Größe und 
zur Zeit vornehmlich regionalem Ein-
fluss in Weltökonomie und -politik, die 
häufig als die »N-11« bezeichnet werden, 
namentlich: Ägypten, Bangladesch, 
Indonesien, Iran, Südkorea, Mexiko, 
Nigeria, Pakistan, die Philippinen, die 
Türkei und Vietnam, wobei es hier 
weniger um eine exakte Auflistung als 
vielmehr um den Tatbestand geht, dass 
es sich bei diesen Ländern potenziell um 
»Gestaltungsmächte« handelt, die sich 
einem zwischen nur wenigen Staaten 
vereinbarten »Konzert der Großmächte« 
nicht unterordnen werden [vgl. Beitrag 
Der Aufstieg neuer Mächte, internationa-
le Kooperationsformen und die Reaktio-
nen der Industrieländer]. Weltpolitik 
wird in Zukunft stark auf ein »Mana-

gement von Vielfalt« hinauslaufen, 
auf ein kompliziertes Ausbalancieren 
unterschiedlichster ökonomischer und 
sicherheitspolitischer Interessen, aber 
auch je nach Region und Kultur unter-
schiedlicher normativer Vorstellungen 
und Sichtweisen auf Globalpolitik.

Ob sich diese Diversität eher positiv 
oder negativ auf globale Problemlösun-
gen auswirken wird, lässt sich zurzeit 
kaum absehen. Eine Folge kann die ein-
gangs diagnostizierte Fragmentierung 
der Weltpolitik sein. Zugleich muss 
bemerkenswert erscheinen, dass sich in 
Fragen von Souveränität und Menschen-
rechtsschutz, bei allen Kontroversen im 
Einzelnen, im Rahmen der »Schutzver-
antwortung« ein normativer Grundkon-
sens herausgebildet hat. Und auch im 
Feld der für die Nord-Süd-Beziehungen 
stets stilbildenden Entwicklungszusam-
menarbeit war die Staatengemeinschaft 
in der Lage, gemeinsame Zielmarken 
mit Hilfe der Millennium-Entwicklungs-
ziele zu erreichen und auch zunehmende 
Ressourcen und Aufmerksamkeit zu 
mobilisieren. In diesen Handlungs-
feldern scheint das UN-System – sei es 
in Form des Sicherheitsrats, sei es über 
die Generalversammlung – nach wie vor 
ein zentraler Referenzrahmen für auto-
ritatives Handeln und die Mobilisierung 
von Ressourcen zu sein.

Fest steht: Für per se globale 
Probleme muss eine neue Dimension 
globaler Kooperation erreicht werden, 
um schwere Friktionen in der interna-
tionalen Ordnung zu vermeiden 
(Debiel et al. 2009), etablierte sektorale 
Weltordnungspolitiken (Breitmeier et al. 
2009) reichen offenbar nicht mehr aus. 

Ausblick: Globale Problemlösung vor dem Hintergrund 
politisch­kultureller Differenzierung
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Auch helfen Modelle oder auch Blau-
pausen der Vergangenheit vermutlich 
nicht weiter, wenn es darum geht, eine 
gleichermaßen effektive wie legitime 
Ordnung zu etablieren. Wenig spricht 
momentan für eine Wiederkehr hege-
monialer Strukturen. Wahrscheinlicher 
ist, dass sich das Geflecht hierarchischer 
und horizontaler Steuerungsformen 
weiter ausdifferenzieren wird. Hilfreich 
könnte es dabei sein, Club-Modelle à la 
G20, Foren privater Selbstregulierung, 
aber auch die klassischen Verhandlungs-
arenen im institutionalisierten oder 
selektiv praktizierten Multilateralismus 
nicht nur im engen Rahmen von 
direkten Kosten-Nutzen-Kalkulationen 
zu interpretieren, sondern sie auch als 
transkulturelle Sozialisations- und Lern-
gemeinschaften zu verstehen. In diesen 
müssen Normen, Weltbilder und Regel-
werke unterschiedlicher Provenienz 
zirkulieren, sich Ideen verbreiten und 
regionale Gestaltungs- und Rechtsdebat-
ten mit Bezug auf konkrete Regimefor-
matierungen zusammenfinden. Gerade 
die zunehmend medial inszenierte 
Diplomatie zeigt, wie bedeutsam solch 
»weiche Faktoren« für Zielerreichung 
und Problemlösung sind.

Unterschätzt wird bislang auch häufig, 
wie stark politische Traditionen na-
tionale Außenpolitiken beeinflussen. So 
prägen formative Ereignisse der Staats-
bildung häufig über Jahrzehnte oder 
gar Jahrhunderte die Dispositionen von 
Entscheidungseliten (Johnston 1995). 
Das starke internationale Engagement 
der USA etwa im Feld humanitärer 
Interventionen lässt sich nicht allein aus 
Interessenlagen, sondern tendenziell 
auch aus einem historisch tief veranker-
ten und häufig erfolgreich eingesetzten 
Sendungsbewusstsein verstehen. Ganz 
anders positioniert sich China, das 

zum einen schmerzhafte Erfahrungen 
mit externer Einmischung gemacht 
hat und zum anderen durch Weltbilder 
und Ordnungsmodelle geprägt ist, 
die zunächst auf der Verankerung des 
Landes in der Region abzielen. Derartige 
»politische Kulturen« werden gerade in 
normativen Grundsatzfragen globaler 
Politik aktiviert – und ständig neu kon-
struiert. Dabei haben sie sich in einer 
durch das Internet und ausgewählte 
elektronische Leitmedien geprägten 
Weltöffentlichkeit zu bewähren. Diese 
wirkt auf nationale Öffentlichkeiten und 
politische Entscheidungsprozesse nicht 
nur in demokratisch verfassten Staaten, 
sondern auch in autoritären und semi-
autoritären Regimen zurück, die sich in 
einer im 20. Jahrhundert kaum erahnten 
Weise der Außenwelt öffnen (müssen). 

All dies hat Rückwirkungen auf die 
Frage, wie Global Governance heute vor 
dem Hintergrund politisch-kultureller 
Differenzierung zur Lösung globaler 
Probleme organisiert werden kann. Zu-
nächst ist zweifelsohne eine rationale 
Prüfung der verschiedenen Formen 
des Weltregierens mit Bezug auf ihre 
Wirksamkeit und Legitimität erfor-
derlich. Will man aber die Diversität – 
regional, politisch, kulturell – auf der 
internationalen Bühne angemessen 
verstehen, so wird es auch zunehmend 
notwendig, internationale Arenen als 
Lerngemeinschaften zu begreifen und 
ihre Rückkoppelung auf sich rasant 
wandelnde strategische und politische 
Kulturen zu berücksichtigen. Dabei 
wird die Welt vermutlich »ungeord-
neter« und »chaotischer« als in der 
Zeit von Bipolarität, Hegemonie oder 
Mächtekonzerten. Architekturen helfen 
hier nur bedingt weiter, viel entscheidet 
sich in kommu nikativen Prozessen und 
dezentralen Meinungsbildungsver-
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fahren, die eigenen Gesetzmäßigkeiten 
gehorchen. Doch die neue Vielfalt bietet 
auch Chancen. Die eigentliche Heraus-
forderung liegt darin, diese Prozesse so 
zu gestalten, dass sie bestehende Un-

gleichgewichte in der Welt nicht weiter 
verschärfen, sondern verringern. Denn 
nur dann zeigt sich eine echte Perspek-
tive für eine nachhaltige und friedliche 
Entwicklung weltweit.
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